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STADT NEUDENAU
STADTTEIL NEUDENAU

BETREFF BEBAUUNGSPLAN „SALZÄCKER“
MIT DER 7. ÄNDERUNG DER 2. FORTSCHREIBUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES ZUM
BEBAUUNGSPLAN „SALZÄCKER“ IM PARALLELVERFAHREN NACH § 8 ABS. 3 BAUGB

Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit vom 16.12.2024 bis 24.01.2025

Eingegangene Stellungnahmen der Behörden
Nr. Behörde Stellung-

nahme v.
Stellungnahme Behandlungsvorschlag

1. Landratsamt Heilbronn
Umwelt und Bauen

24.01.2025 Stellungnahme zu BP
Bauplanungsrecht
Wir weisen darauf hin, dass das Verfahren nach § 8 III BauGB zur Änderung des Flächennutzungs-
plans (Parallelverfahren) vor dem Satzungsbeschluss des Bebauungsplans soweit erfolgt sein
muss, dass davon ausgegangen werden kann, dass der Bebauungsplan aus den künftigen Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird. Dies ist dann gegeben, wenn der Flä-
chennutzungsplan materielle Planreife hat. Materielle Planreife kann ein Bauleitplan nach der förm-
lichen Beteiligung (§ 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 BauGB) erlangen.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Natur- und Artenschutz
Dem Verfahrensstand der frühzeitigen Beteiligung entsprechend liegen noch keine Berichte zu Ar-
tenschutz und Landschaftsplanung vor.
Die Aussagen seitens des Naturschutzes fallen daher nur sehr allgemein gehalten

Wird zur Kenntnis genommen.

Schutzgebiete
Schutzgebiete sowie der Fachplan landesweiter Biotopverbund sind nicht betroffen. Wird zur Kenntnis genommen.
An das Plangebiet grenzt das Biotop Feldhecken im Gewann 'Salzäcker' (Nr. 167211250406) an.
(Siehe Anlage)
Da die Bebauung im Westen und Südwesten eng an die Gehölzbiotope heranrückt ist ein erhöhter
Verkehrssicherungsdruck zu erwarten. Es besteht die Gefahr, dass Bäume auf die Wohngrundstü-
cke fallen und dabei Häuser, Schuppen oder Strukturen der privaten Grünflächen zerstören. Auch
die Sorge der Anwohner vor Personenschäden spielt eine Rolle. Daraus ergibt sich zumeist eine
erhöhte Anzahl von sicherheitshalben Gehölzentnahmen, welche die Qualität der Biotope, als in-
direkte Folge der Planausweisung, verringern.
Aufgrund der örtlichen Topografie (von Süd nach Nord ansteigend) ist diese Gefahr im konkreten
Fall zwar etwas verringert, dennoch zeigen Erfahrungen aus anderen Kommunen hier einen

Wird zur Kenntnis genommen und in den Planunterlagen dargestellt bzw.
behandelt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Einschätzung, dass aufgrund der Topografie die Gefahr durch Baum-
sturz verringert ist, wird zur Kenntnis genommen.
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erheblichen Druck auf die Biotope. Aktuell ist die Südwestseite der Biotope bereits unter Verkehrs-
sicherungsdruck durch die angrenzende Straße.
Auf der straßenabgewandten Seite kann sich das Biotop hingegen noch frei entwickeln. Rückt die
Bebauung nun von dieser Seite an das Biotop heran gerät es unter erheblichen Verkehrssiche-
rungsdruck.

Wird zur Kenntnis genommen.

Mögliche Auswege sind:
- Einbeziehen der Biotope in den Bebauungsplan und damit einhergehend vorsorglicher Aus-

gleich der Biotope. Die Gehölze vor Ort können zur Eingrünung erhalten bleiben, es ergibt sich
jedoch kein Konflikt mehr mit dem Biotopschutz falls infolge der Bebauung mehr Gehölze als
zuvor erwartet entnommen werden müssen. Eine langfristige Umwandlung von Feldgehölz zu
Hecke ist möglich, wodurch die die Gefahren von Sach- und Personenschäden erheblich ver-
ringern.

Der Anregung wird gefolgt und die Biotope in den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes aufgenommen.

- Ausweisung eines angemessen großen Pufferstreifens von öffentlicher Grünfläche zwischen
Biotoprand und Bauplätzen. Die Größe des Streifens orientiert sich dabei an der zu erwartenden
Gefahrenzone für herabfallende Äste oder stürzende Bäume und ermöglicht einen Erhalt der
Biotopqualität, für welche ein ausreichender Anteil an Totholz ausschlaggebend ist.

Wird zur Kenntnis genommen. Es besteht bereits jetzt in der Planung ein
Abstand vom äußeren Rand des Biotopes bis zu Grundstücksgrenze ein
Abstand von mind. 5 m zur Baugrenze wird ein Abstand von min. 15 m
eingehalten.

- Rechtliche Regelung im Rahmen des Bebauungsplanes oder anderen Festsetzungen, die einen
Anspruch der Grundstückseigentümer auf eine erhöhte Verkehrssicherungstätigkeit, welche
über die aktuellen Tätigkeiten zur Sicherung der Straße hinausgehen, ausschließen.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Ver-
kehrssicherungstätigkeit betrifft nicht den Regelungsinhalt des Bebau-
ungsplanes.

Fachbeitrag Artenschutz
Es wird eine spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung durchgeführt und im weiteren Verfahren
ergänzt.

Wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Offenlegung den Planun-
terlagen beigefügt.

Für den Artenschutzbericht (saP) wird empfohlen, im Rahmen der Untersuchungen besonders auf
die Habitatpotentiale der Gehölze einzugehen (Brutvögel, Fledermäuse, Holzkäfer). Hierbei sollten
neben den innerhalb der Abgrenzung gelegenen und teils entfallenden Bäumen auch die Struktu-
ren der am West- und Südwestrand gelegenen Gehölzbiotope eingehend untersucht werden.
Durch die geplante Bebauung werden die Gehölzbiotope teils vollständig von Bebauung umschlos-
sen, was sich auf deren Habitateignung auswirken kann.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Da die Biotope als Lebensraum sowie Leit- und Übergangsstruktur zum angrenzenden Offenland
auch ein erhebliches Potential für Fledermäuse aufweisen und das zu überplanende Grünland als
erstes Nahrungshabitat am Siedlungsrand für gebäudebewohnende Arten relevant sein kann,
sollte für die Artgruppe der Fledermäuse nicht nur nach entfallenden Quartierstrukturen, sondern
auch nach Flugwegen gesucht werden. Hierfür wird eine mindestens dreimalige Nachterfassung
mittels Batcorder oder anderer gleichwertiger Erfassungsmethodik empfohlen.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Es wurde eine Untersuchung
der Fledermäuse mit nächtlichen Detektorbegehungen durchgeführt.

Die Gebäude im Norden und Nordwesten stellen mit ihren Glasflächen ein erhöhtes Tötungsrisiko
für aus dem Offenland einfliegende Vögel dar. Es wird empfohlen, für Glasflächen größer 2 m² mit
Ausrichtung zum Außenbereich Vogelschutzglas oder vogelschutzwirksame Markierungen auf der
Außenseite vorzugeben. Insbesondere der Kindergarten mit, dem Gebäudetyp entsprechend zu
erwartenden, großflächigen Verglasungen stellt ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko dar. Da

Wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweise wurde in den
Bebauungsplan aufgenommen.
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neben klassischem Vogelglas (Schutzfolie mit Punktrastern, zwischen den Glasschichten verklebt)
auch aufgebrachte Folienmarkierungen in bunten Farben und Formen zweckdienlich sein können,
wird hier eine gute Möglichkeit für Synergien zwischen Artenschutz und Pädagogik gesehen.
Im südöstlichen Bereich des Plangebiets ist bereits Bebauung vorhanden. Bei Abriss dieser Be-
bauung ist ein Potential für die Betroffenheit von geschützten Arten vorhanden. Ältere Gebäude
bieten häufig Schlupflöcher für brütende Vogelarten oder Fledermäuse.
Durch das Vorhaben dürfen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatschG
ausgelöst werden.
Vor der Durchführung von Abrissarbeiten muss durch eine geeignete Untersuchung sichergestellt
werden, dass durch das Vorhaben keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände (i.S.d. § 44
Abs. 1 BNatSchG) ausgelöst werden. Insbesondere dürfen keine Sommer- oder Winterquartiere
von Fledermäusen oder gebäudebrütenden Vögeln vorhanden sein.
Der Unteren Naturschutzbehörde des Landratsamts Heilbronn ist ein Artenschutz-Gutachten vor-
zulegen, welches von einem geeigneten, fachkundigen Büro erstellt wurde. Wir erwarten eine Un-
tersuchung mit einer schriftlichen Erläuterung zum Vorkommen aller relevanten Arten, welches die
Tatbestände des § 44 Abs. 1 Nrn. 1-3 BNatSchG abhandelt und beantwortet, ob durch den Abriss
gegen diese verstoßen wird. Das Gutachten ist der Naturschutzbehörde rechtzeitig im Voraus,
mindestens jedoch eine Woche vor Abriss zuzustellen.
Sollte im Rahmen dieser Untersuchung festgestellt werden, dass sich keine Tiere im Gebäude
befinden, sind ggf. vorhandene Zugänge direkt anschließend in geeigneter Weise (z.B. mit
Bauschaum) durch das fachlich bewanderte Büro bzw. unter dessen Beaufsichtigung so zu ver-
schließen, dass keine Tiere mehr eindringen können.
Der Termin zum Abbruch des Gebäudes ist mit einer fachkundigen Person abzustimmen. Diese
hat das Gebäude unmittelbar vor dem Abbruch nochmals auf das Vorkommen der genannten Arten
zu untersuchen.
Sollte Anlass zur Befürchtung bestehen, dass durch das Vorhaben Verbotstatbestände des § 44
Abs. 1 BNatSchG eintreten, ist die untere Naturschutzbehörde des Landratsamts Heilbronn unver-
züglich zu kontaktieren und deren schriftliche Entscheidung abzuwarten.
Sollte vor oder während des Abbruchs das Vorkommen von besonders geschützten Arten festge-
stellt werden, sind alle zum Abbruch gehörenden Arbeiten unverzüglich so lange einzustellen, bis
eine schriftliche Entscheidung des Landratsamts Heilbronn vorliegt

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Die Gebäude wurden laut
Fachgutachter durch Sichtkontrolle bzw. Ausflugkontrolle auf Fleder-
mausquartiere kontrolliert und im Rahmen der ornithologischen Erfassung
untersucht. Es werden Vermeidungsmaßnahmen entsprechend der Vor-
schläge in den Artenschutzbericht und als Hinweis in den Bebauungsplan
aufgenommen.

Umweltbericht
Der Umweltbericht wird ausgearbeitet und im weiteren Verfahren ergänzt. Wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Offenlegung den Planun-

terlagen beigefügt.
Ausgleich und interne Kompensationsmaßnahmen
Die Eingriffe werden im weiteren Verfahren behandelt.
Für die Bewertung der Qualität des zu überplanenden Grünlandes können neben vorkommenden
Pflanzenarten auch Beobachtungen nicht planungsrelevanter Tierarten (insbesondere als ‚Kenn-
arten‘ bekannte Insekten) dienlich sein. Eine Notierung entsprechender Beibeobachtungen ist er-
wünscht.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.
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Hinsichtlich der Eingriffsregelung wird die angestrebte Durchgrünung mit je 1 Baum und 5 % He-
ckensträucher je Baugrundstück begrüßt. Der Verzicht auf Formschnitt wird als eine geeignete
Vorschrift erachtet, die Habitatqualität für Brutvögel des Siedlungsraumes zu steigern. Wichtig für
den Erfolg ist die Kontrolle der Einhaltung dieser Auflagen durch die Stadt. So kann sichergestellt
werden, dass die beabsichtigte Durchgrünung erreicht, und die Verpflichtung zum Eingriffsaus-
gleich erfüllt wird.
Da neben Ackerflächen auch Grünland überplant wird und Gehölze teilweise entfallen, ist von der
Notwendigkeit zum externen Eingriffsausgleich auszugehen. Es wird angeregt, diesen sowie vo-
raussichtlich notwendige CEF-Maßnahmen frühzeitig mit der UNB abzustimmen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Hinweis zur planinterne Ausgleichsmaßnahme Dachbegrünung in der Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung
Wenn eine Festsetzung als naturschutzrechtliche Ausgleichsfunktion dienen soll, ist Vorausset-
zung, dass diese festgesetzte Maßnahme auch objektiv geeignet ist, den mit ihr verfolgten Kom-
pensationszweck auch zu erreichen (§§ 1a Abs. 3 S. 2 und 3, 9 Abs. 1a S. 1 BauGB). Ausgleichs-
maßnahmen nach § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB setzen voraus, dass die Flächen eine ökologische
Aufwertung erfahren. Darüber hinaus müssen die festgesetzten Maßnahmen eine solche Aufwer-
tung auch tatsächlich bewirken können (Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Urteil vom
1. Juli 2020 – 8 S 2280/18 –, Rn. 91, juris). Auf dieser Grundlage ist die Festsetzung für Dachbe-
gründungen bei einer Angebotsplanung keine geeignete Maßnahme um der Ausgleichsfunktion
nachzukommen. Zum einen ist die Größe von Dachflächen nicht zwingend vorgeschrieben, da das
Baufenster nicht ausgenutzt werden muss und auch eine Pflicht zur Errichtung von begrünten Ga-
ragen ist rechtlich schwer vollstellbar. Zum anderen konkurriert die Dachbegrünung auch in ihrer
Qualität mit der PV-Pflicht auf Dächern. Nichtsdestotrotz sind Dachbegrünungen als Festsetzungen
in Bebauungsplänen aus mehreren Aspekten (städtebaulich, Klimaschutz, gestalterisch) sinnvoll.
Dies ist bei der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu beachten.

Wird zur Kenntnis genommen.

Textteil
Um die Auswirkungen des Bebauungsplans sowie die damit einhergehenden Eingriffe in die
Schutzgüter Natur und Landschaft, Boden, Arten und Biotope möglichst gering zu halten, regen wir
aus naturschutzrechtlicher Sicht an, die folgenden Punkte im Textteil zu ergänzen:
- Vogelschlag: Zur Überprüfung auf die Notwendigkeit von Vogelschutzglas sollte in die örtlichen

Bauvorschriften ein Hinweis aufgenommen werden und bei den Einzelbaugenehmigungen im
erforderlichen Fall festgelegt werden. Bei den entstehenden Gebäuden, die an den Außenbe-
reich grenzen, ist ein erhöhtes Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald Fensterscheiben den
Himmel oder Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über eine Ecke geplant werden.
Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermieden werden. Neben dem Verzicht
auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch die Glasfassaden für Vögel wahrnehmbar ge-
macht werden können. Informationen hierzu finden Sie unter:
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/Glasbroschuere_2022_D.pdf

Der Anregung wird gefolgt und in Hinweis zum Vogelschlag in den textli-
chen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.
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Landwirtschaft
Das Plangebiet befindet sich im nördlichen Siedlungsbereich der Kernstadt Neudenau und grenzt
im Süden bzw. im Südwesten an das Wohngebiet „Lottermann I + II“ bzw. an die „Bergstraße“ an.
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen das Vorhaben folgende Bedenken:
Die Flurbilanz weist für das betroffene Gebiet Vorrangflur aus. Dies sind Böden sehr hoher Qualität
für die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln. Solche Böden sind zwingend der
landwirtschaftlichen Nutzung vorzuhalten (LEP 2002).
Es bestehen erhebliche Bedenken gegen die Überplanung der Fläche.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen. In der Begründung wurde ein Kapitel zur
Landwirtschaft aufgenommen.

Zudem fordert § 1a Abs. 2 BauGB einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie
§ 1 Abs. 5 BauGB den Vorrang der Innenentwicklung. Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen
nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlicher Flächen soll nachvollziehbar begründet werden. An dieser geforderten Nachvollzieh-
barkeit mangelt es in den vorgelegten Ausführungen aus unserer Sicht. Insbesondere sollten nach
§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB Ermittlungen zu Brachflächen, Leerstand in Gebäuden, Baulücken und
Nachverdichtung angestellt werden, bevor weitere landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genom-
men werden. Gemäß dem Abwägungsgebot (vgl. § 1 Abs. 7 BauGB) sollte daher eine Alternativen-
prüfung auf weniger landbauwürdigen Flächen erfolgen.

Wir raten dringend davon ab die Bodenpotentialkarte zu verwenden, da diese nur Bodenschätzung
und Hangneigung berücksichtigt, jedoch keine agrarstrukturelle Kriterien. Es ist ausschließlich die
Karte der Flurbilanz 2022 zu verwenden da hier dies agrarstrukturellen Kriterien eingearbeitet sind.
(Ertragsfähigkeit, Hangneigung, Art der Nutzung, Schlaggröße, Tierhaltung, Ökolandbau, Über-
schwemmungsfläche, Investitionen, Erschließung/Arrondierung, Flächennachfrage, besondere
Einschränkung der Bewirtschaftung werden hier Berücksichtigt.

Die Stadt Neudenau hatte zu Beginn des Verfahrens noch drei Wohnbau-
gebiete, welche noch nicht vollständig aufgesiedelt bzw. noch nicht alle
Bauplätze vollständig veräußert wurden. Zu Beginn des Verfahrens
(08/2024) waren hier noch rund 1,5 ha Innenentwicklungspotenziale und
bestehende Baugebiete im Umfang von rund 4,05 ha zu berücksichtigen.
Mittlerweile sind hier nur noch 1,5 ha sowie 0,38 ha vom errechneten Brut-
towohnbauflächenbedarf abzuziehen. Es ergibt sich somit sogar ein grö-
ßerer Wohnbauflächenbedarf bis zum Zieljahr 2035 als noch Ende 2024
angenommen von nun noch rund 2,9 ha. Hiervon wurden auch bereits die
im Flächennutzungsplan enthaltenen geplante Wohnbaufläche
„Salzäcker“ und die neue geplante Wohnbaufläche „Salzäcker-Erweite-
rung“ abgezogen. Es ergibt sich dadurch sogar noch ein weiterer Wohn-
bauflächenbedarf bis zum Zieljahr 2035, welcher über die aktuelle Pla-
nung hinausgeht. Der Anregung einer Alternativenprüfung wird aus den
bereits vorliegenden Erläuterungen sowie auch aufgrund der Tatsache,
dass im bereits rechtswirksamen Flächennutzungsplan die Mehrheit der
Fläche bereits als geplante Wohnbaufläche enthalten ist (bisher 1,44 ha
und neu 0,68 ha) nicht gefolgt. Erläuterungen zu den vorliegenden Rest-
riktionen bzw. landwirtschaftlichen Flächen im restlichen Stadtgebiet wur-
den jedoch in der Begründung ergänzt. Darüber hinaus sind in der Be-
gründung bereits Erläuterungen zum Innenentwicklungspotenzial enthal-
ten. Die im Kapitel Wohnbauflächenbedarf enthaltenen Erläuterungen
wurden entsprechend aktualisiert.

Der Anregung wird gefolgt und bei den Ergänzungen zur Landwirtschaft
in der Begründung nur auf die Karte der Flurbilanz 2022 zurückgegriffen.

Hinweise und Anregungen:
Eine zusätzliche Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für Kompensationsmaßnah-
men ist dringend zu vermeiden.
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Um Nutzungskonflikte zu vermeiden, sollte ein Abstand von min. 2 m zwischen dem Rand der je-
weiligen Ackerfläche und den geplanten Wohngrundstücken eingehalten werden. Der Abstand be-
zieht sich auf die geplanten privaten Grünflächen, nicht den Gebäudegrundriss.

Die Anlage eines Gehölzschutzstreifens zwischen der Ackerfläche und den Wohnhäusern ist emp-
fehlenswert.

Wird zur Kenntnis genommen. Für den Biotopausgleich müssen laut
Fachgutachter zwangsläufig kleinflächig landwirtschaftliche genutzte Flä-
chen in Anspruch genommen werden.

Der Anregung wird bereits gefolgt. Im nördlichen Bereich des Plangebie-
tes angrenzend zu den landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen wird
durch Anordnung einer öffentlichen Grünfläche ein Abstand von rund 13
m eingehalten.
Der Anordnung eines Gehölzschutzstreifens wird aufgrund des großen
Abstandes zwischen der Ackerfläche und den Wohnbaugrundstücken
nicht gefolgt.

Um die Sicherheit und Leichtigkeit des landwirtschaftlichen Verkehrs zu gewährleisten, sollte mit
Einfriedungen ein Mindestabstand von 1 m, mit Anpflanzungen ein Mindestabstand von 1,5 m ge-
genüber angrenzenden Feldwegen und landwirtschaftlichen Nutzflächen eingehalten werden.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Einhaltung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des landwirtschaftlichen Verkehrs wird bereits mit der vorliegenden
Planung umgesetzt. Lediglich im Norden grenzen landwirtschaftlich ge-
nutzte Ackerflächen an das Plangebiet an. Es wird jedoch ein Abstand
von rund 13 m eingehalten. Der geforderte Abstand mit Einfriedungen und
Anpflanzungen wird daher bereits eingehalten.

Auf vorhandene Drainagen ist zu achten. Eine Durchschneidung ist zu vermeiden.
Wo dies nicht möglich ist, muss das Dränsystem wieder sach- und fachgerecht hergestellt werden.
Beschädigungen von Drainagen durch Baumaßnahmen im Boden sind vom Verursacher zu behe-
ben.

Wird zur Kenntnis genommen. Durch die vorliegende Planung soll eine
bestehende landwirtschaftlich genutzte Acker- bzw. Grünfläche künftig als
Wohnbaufläche bzw. Fläche für einen Kindergarten genutzt werden. In
diesem Bereich ggf. vorhandene Drainagen werden im Rahmen der Er-
schließungsplanung entfernt bzw. wieder fachgerecht hergestellt.

Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des
§ 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen und
im Textteil des Bebauungsplans aufzunehmen.

Der Anregung wird gefolgt und ein Hinweis in den textlichen Teil des Be-
bauungsplanes zur Landwirtschaft aufgenommen.

Während und nach den Baumaßnahmen ist die Sicherheit und Leichtigkeit des landwirtschaftlichen
Verkehrs durchgängig zu gewährleisten.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Um Verschattung und andere Beeinträchtigungen landwirtschaftlicher Kulturen zu vermeiden, ist
mit Anpflanzungen, die in Verbindung mit den geplanten Maßnahmen stehen, ein ausreichender
Abstand zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Kulturen einzuhalten, der mindestens den Er-
fordernissen nach dem Nachbarrecht Baden-Württemberg entspricht.

Wird zur Kenntnis genommen. Lediglich im Norden grenzen landwirt-
schaftlich genutzte Ackerflächen unmittelbar an das Plangebiet an. In die-
sem Bereich wurde jedoch eine rund 13m breite öffentliche Grünfläche
festgesetzt. Der geforderte Abstand mit Anpflanzungen wird daher bereits
eingehalten. Es ist lediglich eine Einsaat für diese Fläche vorgesehen. Ein
Schattenwurf ergibt sich durch die vorgesehene Einsaat bzw. Bepflan-
zung daher nicht.

Es besteht eine Bewirtschaftungs- und Pflegepflicht nach §26 LLG Die Pflegemaßnahmen der ge-
planten Anpflanzungen ist zu sichern.
Um den Nachteil für die Landwirtschaft so gering wie möglich zu halten, empfehlen wir den wert-
vollen Oberboden auf anderen landwirtschaftlichen Flächen auszubringen um diesen somit indirekt
zu erhalten (z.B. Gebiete, bei denen die Flurbilanz Grenzflur ausweist).

Wird zur Kenntnis genommen.
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Wir regen die Installation von Photovoltaik-Anlagen auf den Gebäuden und Parkplätzen an, um
weitere Konflikte der Flächenkonkurrenz, zur Gewinnung von Windenergie und Photovoltaik, zu
vermieden. Wir bitten auf ein agrarstrukturschonendes Flächenmanagement zu achten.

Wird zur Kenntnis genommen. Seit dem Jahr 2022 besteht in Baden-
Württemberg eine Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen auf
neugebauten Wohngebäuden. Eine Verpflichtung zur Errichtung von Pho-
tovoltaikanlagen auf Parkplätzen besteht gemäß KlimaG BW erst ab 35
Stellplätzen. Aufgrund der bereits bestehenden gesetzlichen Vorgaben
wird auf eine zusätzliche Festsetzung bzw. auf einen Hinweis im Bebau-
ungsplan verzichtet.

Wir regen an, an Retentionszisternen auf den jeweiligen Baugrundstücken vorzusehen, um eine
zusätzliche Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen für den Bau von Regenrückhalte-
becken oder weitere Retentionsmaßnahmen in der Zukunft zu vermeiden.

Der Anregung wurde bereits im Vorentwurf gefolgt und eine örtliche Bau-
vorschrift zur Errichtung von Retentionszisternen auf den Privatgrundstü-
cken aufgenommen.

Eine abschließende Stellungnahme ist zu diesem Zeitpunkt nicht möglich, da die Kompensations-
maßnahmen/Eingriffs- Ausgleichs-Bilanz nicht aus den Unterlagen hervorgehen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Oberirdische Gewässer/Hochwasserschutz
Gewässer
Im Plangebiet sind keine Gewässer bekannt. Wird zur Kenntnis genommen.
Hochwasser
Nach Aussage der Hochwassergefahrenkarten liegen für das Plangebiet keine Hinweise für eine
Überschwemmung von Hochwässern vor.
Ein rechtskräftig verordnetes Überschwemmungsgebiet besteht im Plangebiet nicht.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.
Starkregen
Die Stadt Neudenau hat für ihr Gemeindegebiet Starkregengefahrenkarten nach dem Leitfaden
„Kommunales Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg“ erstellen lassen. Nach den
Starkregengefahrenkarten wird bei einem seltenen Ereignis sowie bei einem außergewöhnlichen
Ereignis lediglich der südöstliche Bereich mit einem geringen Flächenanteil überflutet. Die Überflu-
tungstiefe liegt bei 5-10 cm. Bei einem extremen Abflussereignis dehnt sich die Überflutung weiter
nach Osten von der Bergstraße kommend aus. Die beiden Bestandsgebäude, welche östlich an
das Plangebiet angrenzen sind von den Überflutungen ebenfalls betroffen.
Daher beabsichtigt die Stadt Neudenau das nördlich des Plangebiets anfallende Oberflächenwas-
ser durch die Errichtung eines 3,0 m breiten Entwässerungsgrabens entlang der nördlichen Plan-
gebietsgrenze abzuleiten.

Für welches Starkregenereignis der Graben ausgelegt werden soll konnte den Planunterlagen nicht
entnommen werden. Zudem wurden keine Angaben gemacht, wohin das Wasser aus dem Ent-
wässerungsgraben abgeleitet werden soll. Dabei ist zu bedenken, dass eine Ableitung in den Re-
gen- oder Mischwasserkanal nicht möglich ist, da dieser im Starkregenfall (außergewöhnlich oder
extrem) überlastet sein wird. Somit wäre nur eine Ableitung auf der Straße möglich. Dabei ist zu
beachten, dass durch das abgeleitete Wasser keine anderen Grundstücke überflutet bzw. benach-
teiligt werden. Ein Gutachten ist diesbezüglich nachzureichen.
Auf § 37 WHG wird hingewiesen.

Wird zur Kenntnis genommen. In der Begründung wird auf den Belang
Starkregen bereits eingegangen.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Entwässerungsgraben wurde auf eine
Breite von rund 10 m angepasst. Hierzu wurde eine etwa 12,5 m Breite
Grünfläche nördlich angrenzend an das bisherige Plangebiet in den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes aufgenommen.

Es wurde eine Starkregenuntersuchung durch das Ingenieurbüro Winkler
und Partner GmbHdurchgeführt und den Planunterlagen als Anlage bei-
gefügt. Der Entwässerungsgraben wurde für ein außergewöhnliches
Starkregenereignis ausgelegt. Das Wasser aus dem geplanten Entwäs-
serungsgraben wird mit gedrosselter Ableitung (DN100) an die Lotter-
mannklinge im Westen und der Bodenklinge im Osten geführt. Die Ablei-
tung der Abflüsse in der Bodenklinge am östlichen Rand des Bebauungs-
plans erfolgt durch eine Verdolung (DN 500). Weiterhin wurden weitere
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Maßnahmen wie beispielweise umgekehrte Dachprofile in den Straßen
und optimierte Straßeneinläufe usw. als weitere Maßnahmen vorgese-
hen. Außerhalb
des Bebauungsplans ergibt sich laut Fachgutachter keine Verschlechte-
rung der Überflutungsgefährdung der bestehenden Bebauung.
Der Sachverhalt wurde in der Begründung ergänzt.

Grundwasser/Altlasten/Boden
Nach fachlicher Prüfung der Planunterlagen wird zu dem Vorhaben der Stadt Neudenau wie folgt
Stellung genommen:
Grundwasser
Im Textteil wird auf allgemeine Belange des Grundwassers und gesetzliche Regelungen zum
Grundwasserschutz hingewiesen. Das Plangebiet befindet sich in Zone IIIA des fachtechnisch
Wasserschutzgebiets Neudenau-Siglingen (Wert und untere Au).

Das Schutzgut Grundwasser ist in dem Umweltbericht zu berücksichtigen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.
Bodenschutz
Die Belange des Bodenschutzes sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB im Rahmen
der Abwägung zu berücksichtigen. Dies ist in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechend
zu erläutern und zu begründen. Der für die Bewertung des Vorhabens erforderliche Umweltbericht
ist im Folgenden vorzulegen.
Das Vorhaben kann aus Sicht des Bodenschutzes daher noch nicht abschließend beurteilt werden.
Eine abschließende Stellungnahme kann erst nach Nachreichung der angeforderten Angaben bzw.
Ergänzungen der Planunterlagen abgegeben werden.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wird zum nächsten Ver-
fahrensschritt – der Offenlegung – vorgelegt.

Hinweise:
Das Planungs-Vorhaben ist mit Eingriffen in das Schutzgut Boden verbunden. Eingriffe in das
Schutzgut Boden als Bestandteil des Naturhaushaltes sind zu vermeiden bzw. auszugleichen. Eine
Bewertung der Böden und seiner Funktionen ist auf Grundlage des Leitfadens "Bewertung von
Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit" der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz
Baden-Württemberg (LUBW) vorzunehmen. Die Bewertung der Eingriffe in das Schutzgut Boden
und die Planung der Ausgleichsmaßnahmen sind auf Grundlage der Arbeitshilfe "Das Schutzgut
Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung" der LUBW vorzunehmen. Die Einstufung
von Maßnahmen in Ökopunkten ist gemäß Ökokontoverordnung vorzunehmen. Siehe § 1 und § 1a
BauGB sowie die Ökokontoverordnung (ÖKVO).

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Erschließungsmaßnahmen im Rahmen des Baugebiets wirken auf nicht versiegelte und unbe-
baute Flächen von mehr als 0,5 Hektar ein. Daher ist vom Vorhabenträger dieser Erschließungs-
maßnahmen (gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG) ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. Das Boden-
schutzkonzept soll bei der Planung und Ausführung von Vorhaben einen sparsamen, schonenden
und haushälterischen Umgang mit dem Schutzgut Boden gewährleisten (vgl. § 2 Abs. 2

Wird zur Kenntnis genommen. Dies betrifft jedoch nicht den Regelungs-
inhalt des Bebauungsplanes. Ein Bodenschutzkonzept wurde im Rahmen
der Erschließungsplanung bereits erstellt und wird bis zum Satzungsbe-
schluss vorgelegt.
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BBodSchG). Das Bodenschutzkonzept ist entsprechend der Vorgaben der DIN 19639 durch einen
Sachverständigen im Bereich Bodenschutz anzufertigen.
- Das Bodenschutzkonzept ist dem Landratsamt Heilbronn, Amt für Bauen und Umwelt, sechs

Wochen vor Umsetzung von Erschließungsmaßnahmen zur Plausibilitätsprüfung und Zustim-
mung vorzulegen.

- Der Beginn der Erschließungsmaßnahme ist dem Landratsamt Heilbronn, Amt für Bauen und
Umwelt rechtzeitig vorher mitzuteilen.

- Nach Abschluss der Erschließungsmaßnahmen ist vom Vorhabenträger der Nachweis zu er-
bringen, dass das Bodenschutzkonzept ordnungsgemäß umgesetzt wurde.

Altlasten
Im Plangebiet gibt es keine Einträge im Bodenschutz- und Altlastenkataster. Wird zur Kenntnis genommen.
Abwasser
Nach fachlicher Prüfung der Planunterlagen wird zu dem Vorhaben der Stadt Neudenau wie folgt
Stellung genommen:
Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Bei der Erschließung und auch Nachverdichtung ist grundsätzlich § 55 des Wasserhaushalts-

gesetztes (WHG) zu beachten. Die Rückhaltung des Regenwassers am Ort des Anfalls ist dabei
immer zu bevorzugen. Ein gut durchdachtes Regenwassermanagement sorgt für eine Entlas-
tung der Ortskanalisation. Durch eine Regenwasserrückhaltung in Grünflächen kann zudem ein
besseres Kleinklima erreicht werden. Auch Maßnahmen zum nachhaltigen Umgang mit der
Ressource Wasser sollen in diesem Zusammenhang geprüft werden. Hierzu zählt auch, die
Grundflächenzahl so gering wie möglich auszulegen. Die Grundflächenzahl ist je nach weiteren
Festlegungen im Bebauungsplan (z.B. Nebenanlagen, Garagen etc.) optimiert zu wählen, um
eine möglichst geringe Flächeninanspruchnahme zu erzielen. Dies ist im Hinblick auf Starkre-
genereignisse besonders wichtig.
Auf Grundlage der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) in Verbindung mit § 60
Abs. 1 WHG sowie den daraus entwickelten Arbeitsblättern DWA-A100 (2006) und DWA-A102
(2020) ist bei der Planung von Siedlungsgebieten die Beachtung wasserhaushaltsbezogener
Ziele vorgeschrieben. Hieraus ergibt sich unter anderem die Forderung, dass bei der Planung
von Siedlungsflächen die Veränderung des lokalen Wasserhaushalts – soweit ökologisch, tech-
nisch und wirtschaftlich vertretbar – gering zu halten ist.

Der Anregung wurde gefolgt und eine Wasserhaushaltsbilanz erarbeitet.
Diese wurde den Planunterlagen als Anlage beigefügt. Die Analyse zeigt,
dass die geplante Erschließung des Baugebiets ohne Maßnahmen zur
Niederschlagswasserbewirtschaftung erhebliche Abweichungen vom un-
bebauten Referenzzustand aufweist. Die Maßnahmen wurden vor dem
Hintergrund der technisch, ökologisch und wirtschaftlichen Zweckmäßig-
keit für die konkrete Planung geprüft. Durch die in Variante 2 getroffenen
Maßnahmen liegt die Abweichung für die Grundwasserneubildung inner-
halb dem gemäß Merkblatt DWA-M 102-4 anzustrebenden Toleranzbe-
reichs von 5 -10%. Für den Direktabfluss und die Verdunstung kann dies
mit einer Abweichung von 19 % bzw. 20 % zwar nicht erreicht werden, im
Vergleich zu den Abweichungen in Variante 1 ist aber durch die getroffe-
nen Maßnahmen eine deutlich positive Wirkung erkennbar. Eine weitere
Reduzierung des Direktabflusses ist aufgrund des vorhandenen Unter-
grundes, der städtebaulichen Zielsetzung, erschließungstechnischer
Zwänge und der Wirtschaftlichkeit des Baugebietes nicht möglich. Der
Sachverhalt wurde in der Begründung ergänzt.

Es wird weiterhin darauf hingewiesen, dass:
- gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 Wassergesetz Baden-Württemberg (WG) der Bau und Betrieb von

öffentlichen Abwasseranlagen keiner Genehmigung bedürfen, wenn sie im Benehmen mit der
Unteren Wasserbehörde geplant und ausgeführt werden,

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Die erforderliche Befugnis ist rechtzeitig vor der Erschließung (Beginn Planungsphase) bei der Un-
teren Wasserbehörde zu beantragen. Für das Wasserrechtsverfahren sind insbesondere folgende
Unterlagen/Angaben notwendig:

Wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Erschließungsplanung
beachtet.
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- Auszug aus dem Allgemeinen Kanalisationsplan/Schmutzfrachtberechnung, aus dem hervor-
geht, dass das Plangebiet zur Bebauung vorgesehen ist

- Nachweis einer ausreichenden hydraulischen Kapazität der beanspruchten Ortskanalisation
- Beurteilung der Behandlungsbedürftigkeit des anfallenden Niederschlagwassers � Bemessung

der erforderlichen Versickerungs-, Rückhalte-, Ableitungs-, oder Behandlungsanlagen für das
anfallende Niederschlagwasser

- hydraulische Untersuchung/Nachweise bei Einleitung in ein Gewässer � Begründung, warum
die vorliegende Siedlungsentwicklungsplanung den wasserhaushaltsbezogenen Zielen nach
DWA-A100 und DWA-A102 entspricht.

Straßen und Verkehr
Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Siedlungsrand der Kernstadt Neudenau. Klassifizierte
Straße sind nicht betroffen, anbaurechtliche Belange sind daher nicht zu prüfen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die verkehrstechnische Erschließung des Baugebietes soll über einen 6,00 m brutto Breite (Plan-
straße 1) mit jeweiligem Anschlussende an der „Bergstraße“ im Osten sowie im Süden erfolgen.
Die Planstraße 1 ist grundsätzlich für den Begegnungsfall Pkw-Lkw ausgelegt. Auf einem Teilstück
erfolgt jedoch eine bewusste Verengung der Fahrbahn auf 3,25 m brutto, um lediglich eine Durch-
fahrbarkeit eines Pkw zu ermöglichen.
Östlich entlang der geplanten Straße ist zusätzlich ein 2,20 m breiter Gehweg geplant. Entlang der
„Bergstraße“ im Osten wurden 4 Längsparkplätze und im Bereich der südlichen Zufahrt nach Nord-
osten wurden 5 weitere Längsparkplätze vorgesehen. Weitere 8 Senkrechtparkplätze wurden an
der östlichen Zufahrt in das Gebiet angeordnet. Sowie weitere 23 Senkrechtparkplätze, welche
dem Kindergarten dienen.
Die geplante Einengung der Fahrbahn auf 3,25 Meter ist in diesem Bereich zu lang. Es besteht für
die Verkehrsteilnehmer aufgrund der parkenden Fahrzeuge und der Bepflanzung keine Chance die
Verkehrssituation zu überblicken. Wenn man nördlich aus der Planstraße in das Wohngebiet ein-
fährt muss man eine Vollbremsung machen, sofern bereits ein Fahrzeug im Bereich der Engstelle
fährt. Ebenso von der gegenüberliegenden Seite, hier müssen die Fahrzeuge weit ausholen um
erkennen zu können, ob die Fahrbahn frei ist. Dies führt erfahrungsgemäß zu Problemen. Es sollten
deshalb der erste und der letzte Parkplatz gestrichen werden. Die Parkplätze dazwischen müssen
eine Länge von mind. 6 Metern haben, da sonst nicht rangiert werden kann. Die Einengung sollte
eine Länge von max. 2-3  Fahrzeuglängen nicht überschreiten, da sonst die Sichtbeziehungen
nicht gegeben sind.

Die Erläuterungen zum vorgesehenen Verkehrkonzepts im Bereich der
Planstraße 1 werden zur Kenntnis genommen.

Der Anregung wurde gefolgt und die Einengung in ihrer Länge reduziert
sowie die Anordnung und die Dimensionierung der Parkplätze angepasst.

Eine weitere innerörtliche Erschließung erfolgt über eine 6,00 m brutto breite Ringstraße (Plan-
straße 2). Die Ringstraße wird als gemischte Verkehrsfläche ohne begleitenden Gehweg ausgebil-
det. Für den ruhenden Verkehr sind in diesem Bereich 4 Senkrechtparkplätze, sowie 2 Längspark-
plätze entlang der Planstraße 2 vorgesehen.
Die Planstraße 2 ist für den Begegnungsfall Pkw-Lkw ausgelegt.
Bei der Ringstraße empfehlen wir dringend einen Gehweg auszubauen. Für Fußgänger entstehen
gefährliche Situationen, wenn sie in einer Ringstraße laufen und ein Fahrzeug entgegenkommt.
Für Kinder ist es oft schwierig zu entscheiden, wo sie laufen sollen. Durch hohe Hecken und Ein-
friedungen wie z.B. Zäune werden die Sichtbeziehungen auf Fußgänger extrem eingeschränkt.

Die Erläuterungen zum vorgesehenen Verkehrkonzepts im Bereich der
Planstraße 2 werden zur Kenntnis genommen.

Der Anregung wird nicht gefolgt und an der Ausbildung als gemischte Ver-
kehrsflächen ohne begleitenden Gehweg festgehalten.
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Die Befahrbarkeit bzw. die Anbindung der bestehenden Wirtschaftswege im Westen und Osten des
Plangebiets und damit die Bewirtschaftbarkeit der Feldlage werden weiterhin gewährleistet.

Die Einschätzung, dass die Befahrbarkeit der Wirtschaftswege für die
Landwirtschaft erhalten bleibt, wird zur Kenntnis genommen.

Es wird empfohlen die geplanten Längsparkplätz im Plangebiet, für die dazwischenliegenden Park-
plätze, mit den Maßen von mind. 2,30 m Breite und 6,00 m Länge, sowie die Senkrechtparkplätze
mit den Maßen von mind. 2,50 m Breite und 5,00 m Länge zu dimensionieren.
Des Weiteren werden 2 Stellplätze je Wohneinheit empfohlen.

Der Anregung wurde gefolgt und die Dimensionierung der vorgesehenen
Parkplätze angepasst.

Der Anregung wird gefolgt und der Stellplatzschlüssel auf 2 Stellplätze je
Wohneinheit angepasst.

Die Planstraße 2 ist als Mischverkehrsfläche ausgewiesen, was in einem solchen Abschnitt akzep-
tabel ist. Zudem verläuft die Planstraße 2 in einem Ringverkehr, wonach davon auszugehen ist,
dass dort nur Anliegerverkehr verkehrt und kein Durchgangsverkehr unterwegs ist. (Sofern eine
Erweiterung der Straße in Zukunft geplant ist sollte zwingend ein Gehweg mit Hochbord ausgebaut
werden).
Sollte nach dem uns vorliegenden Entwurf die Mischverkehrsfläche als „verkehrsberuhigter Be-
reich" mit Zeichen 325 geplant sein, ist darauf zu achten, dass die baulichen Voraussetzungen
hierfür auch geschaffen werden.
Ein verkehrsberuhigter Bereich ist nur in kurzen Straßenabschnitten angebracht, in denen entwe-
der aufgrund der Lage (Ende einer Stichstraße) oder nach Einbau geeigneter Maßnahmen (Teil-
aufpflasterungen) nur geringes Fahrzeugaufkommen herrscht (max. 60 Kfz/Stunde). Es ist zudem
auch immer zu prüfen, ob sich die Straße bzw. der Straßenabschnitt im Gefälle befindet so, dass
wenn Kinder in diesem Bereich bspw. mit dem Ball spielen, keine Gefährdung durch das Abwärts-
rollen in die „normale“ Straße gegeben ist.

Wird zur Kenntnis genommen.

Eine künftige Erweiterung der Planstraße 2 ist nicht vorgesehen.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies betrifft jedoch nicht den Reglungsin-
halt des Bebauungsplanes. Die Hinweise werden jedoch im Zuge der Er-
schließungsplanung berücksichtigt.

ÖPNV
Bei einer Realisierung des Plangebiets ist zu bedenken, dass
1. Der Fußweg zum Bahnsteig Neudenau ca. 20 Minuten beträgt.
2. Der Fußweg zu den Bushaltestellen Mitte ca. 19 Minuten beträgt.
3. Ein sehr starker Höhenunterschied vom Plangebiet ins Tal zu bewältigen ist.
Eine Anbindung des Plangebiets an den ÖPNV wäre nur schwer realisierbar und aus Sicht der
potenziellen Fahrgäste unattraktiv.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies betrifft jedoch nicht den Regelungs-
inhalt des Bebauungsplanes.

24.01.2025 Stellungnahme zu FNP
Natur- und Artenschutz
Es liegen zum aktuellen Zeitpunkt keine naturschutzfachlichen Unterlagen vor. Die Belange von
Natur- und Artenschutz werden im Rahmen des parallel laufenden Bebauungsplans detaillierter
abgehandelt. Es können daher die für den Bebauungsplan zu erstellenden Unterlagen auch für den
Flächennutzungsplan berücksichtigt werden. Alle relevanten natur- und artenschutzrechtlichen Be-
urteilungen und Anmerkungen seitens der Unteren Naturschutzbehörde werden im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens eingebracht.

Der Hinweis, dass auf die zu erstellenden Fachgutachten und Unterlagen
aus dem Bebauungsplanverfahren zurückgegriffen werden kann, wird zur
Kenntnis genommen.

Es gibt auf Ebene des Flächennutzungsplans aktuell keine Hinweise auf unüberwindbare Pla-
nungshindernisse. Belastbare Aussagen können jedoch erst nach Vorlage der Umweltberichte ge-
troffen werden.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Schutzgebiete
Schutzgebiete sowie der Fachplan landesweiter Biotopverbund sind nicht betroffen.
Das angrenzende Biotop Feldhecken im Gewann 'Salzäcker' (Nr. 167211250406) wird auf Bebau-
ungsplanebene behandelt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Fachbeitrag Artenschutz
Es wird eine spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung durchgeführt und im weiteren Verfahren
ergänzt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Umweltbericht
Der Umweltbericht wird nach Festlegung des Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprü-
fung nach der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung ausgearbeitet und im weiteren
Bebauungsplanverfahren (Parallelverfahren) ergänzt. Ausgleich und interne Kompensationsmaß-
nahmen
Die Eingriffe werden auf Ebene des Bebauungsplans „Salzäcker“ (Parallelverfahren) im weiteren
Verfahren behandelt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Landwirtschaft
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 8b) BauGB sind bei der Bauleitplanung die Belange der Landwirtschaft zu
berücksichtigen. Eine dahingehende Darstellung ist aus den eingereichten Unterlagen nicht zu ent-
nehmen. Ein Abwägungsdefizit liegt jedoch vor, wenn in die Abwägung an Belange nicht eingestellt
wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss (vgl. BVerwG, Urt. V. 12.12.1969 –
4 C 105.66). Da vorliegend die Überplanung landwirtschaftlicher Nutzflächen vorgesehen ist, halten
wir eine Abwägung landwirtschaftlicher Belange für erforderlich. Wir empfehlen weiterhin die An-
wendung der Digitalen Flurbilanz (www.flurbilanz.de).

Der Anregung wird gefolgt und die Belange der Landwirtschaft durch Auf-
nahme eines Kapitels in die Begründung behandelt. Darin wird auch auf
die Flurbilanz 2022 eingegangen.

Zudem fordert § 1a (2) BauGB einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie
§ 1 (5) BauGB den Vorrang der Innenentwicklung. Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur
im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftli-
cher Flächen soll nachvollziehbar begründet werden.
Die Flurbilanz 2022 weist für das unbebaute betroffene Gebiet Vorrangflur aus. Dies sind Böden
sehr hoher Qualität für die nachhaltige Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln. Solche Böden
sind zwingend der landwirtschaftlichen Nutzung vorzuhalten (LEP 2002).
Es bestehen erhebliche Bedenken gegen die Überplanung der Fläche.

Die Stadt Neudenau hatte zu Beginn des Verfahrens noch drei Wohnbau-
gebiete, welche noch nicht vollständig aufgesiedelt bzw. noch nicht alle
Bauplätze vollständig veräußert wurden. Zu Beginn des Verfahrens
(08/2024) waren hier noch rund 1,5 ha Innenentwicklungspotenziale und
bestehende Baugebiete im Umfang von rund 4,05 ha zu berücksichtigen.
Mittlerweile sind hier nur noch 1,5 ha sowie 0,38 ha vom errechneten Brut-
towohnbauflächenbedarf abzuziehen. Es ergibt sich somit sogar ein grö-
ßerer Wohnbauflächenbedarf bis zum Zieljahr 2035 als noch Ende 2024
angenommen von nun noch rund 2,9 ha. Hiervon wurden auch bereits die
im Flächennutzungsplan enthaltenen geplante Wohnbaufläche
„Salzäcker“ und die neue geplante Wohnbaufläche „Salzäcker-Erweite-
rung“ abgezogen. Es ergibt sich dadurch sogar noch ein weiterer Wohn-
bauflächenbedarf bis zum Zieljahr 2035, welcher über die aktuelle Pla-
nung hinausgeht. Der Anregung einer Alternativenprüfung wird aus den
bereits vorliegenden Erläuterungen sowie auch aufgrund der Tatsache,
dass im bereits rechtswirksamen Flächennutzungsplan die Mehrheit der
Fläche bereits als geplante Wohnbaufläche enthalten ist (bisher 1,44 ha
und neu 0,68 ha) nicht gefolgt. Erläuterungen zu den vorliegenden
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Restriktionen bzw. landwirtschaftlichen Flächen im restlichen Stadtgebiet
wurden jedoch in der Begründung ergänzt. Darüber hinaus sind in der
Begründung bereits Erläuterungen zum Innenentwicklungspotenzial ent-
halten. Die im Kapitel Wohnbauflächenbedarf enthaltenen Erläuterungen
wurden entsprechend aktualisiert.

Oberirdische Gewässer/Hochwasserschutz
Gewässer
Im Plangebiet sind keine Gewässer bekannt. Wird zur Kenntnis genommen.
Hochwasser
Nach Aussage der Hochwassergefahrenkarten liegen für das Plangebiet keine Hinweise für eine
Überschwemmung von Hochwässern vor.
Ein rechtskräftig verordnetes Überschwemmungsgebiet besteht im Plangebiet nicht.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen.
Starkregen
Die Stadt Neudenau hat für ihr Gemeindegebiet Starkregengefahrenkarten nach dem Leitfaden
„Kommunales Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg“ erstellen lassen. Nach den
Starkregengefahrenkarten wird bei einem seltenen Ereignis sowie bei einem außergewöhnlichen
Ereignis lediglich der südöstliche Bereich mit einem geringen Flächenanteil überflutet. Die Überflu-
tungstiefe liegt bei 5-10 cm. Bei einem extremen Abflussereignis dehnt sich die Überflutung weiter
nach Osten von der Bergstraße kommend aus. Die beiden Bestandsgebäude, welche östlich an
das Plangebiet angrenzen sind von den Überflutungen ebenfalls betroffen.
Daher beabsichtigt die Stadt Neudenau das nördlich des Plangebiets anfallende Oberflächenwas-
ser durch die Errichtung eines 3,0 m breiten Entwässerungsgrabens entlang der nördlichen Plan-
gebietsgrenze abzuleiten.
Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken.

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Entwässerungsgraben zur Starkregenvorsorge wurde auf eine Breite
von rund 10 m angepasst. Dieser Bereich wird im Flächennutzungsplan
als geplante Grünfläche ausgewiesen.
Die Zustimmung zur Planung zur Kenntnis genommen.

Grundwasser/Altlasten/Boden
Altlasten
Sämtliche Flächen sind frei von Einträgen im Bodenschutz- und Altlastenkataster. Wird zur Kenntnis genommen.
Bodenschutz
Vorgaben zum Bodenschutz werden bei nachgelagerten Verfahren eingebracht. Wird zur Kenntnis genommen.
Grundwasser
Die Flächen liegen im fachlich festgesetzten Wasserschutzgebiet Neudenau-Siglingen (Wert und
Untere Au). Grundsätzliche Bedenken gegen die Änderung der Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans bestehen nicht. Entsprechende Hinweise sind im Textteil aufgeführt.

Wird zur Kenntnis genommen.
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Abwasser
Nach fachlicher Prüfung der Planunterlagen wird zu dem Vorhaben wie folgt Stellung genommen:
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Es wird darauf hingewiesen, dass bereits in diesem frühen Stadium der Planung die abwassertech-
nische Erschließung der Flächen geprüft werden sollte. Hierbei ist insbesondere zu klären inwie-
weit Kapazitäten in der aufnehmenden Kanalisation, inkl. Sonderbauwerke und Kläranlage

Wird zur Kenntnis genommen. Dies wurde bei der Erschließungsplanung
zum in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan berücksichtigt
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vorhanden sind. Zudem sollte die optimale Trassenführung der Abwasserleitungen auf Grund von
topographischen, baulichen oder andere Zwangspunkten, bestimmt werden. So können anfallende
Kosten für eventuell notwendig Baumaßnahmen am Entwässerungssystem abschätzt werden.
Auch die Niederschlagswasserbeseitigung kann bereits in groben Zügen ermittelt werden. Es ist
zu prüfen ob eine Regenwasserbehandlung oder Rückhaltung notwendig ist. Bei der Erschließung
ist grundsätzlich der § 55 des Wasserhaushaltsgesetztes zu beachten. Die Rückhaltung des Re-
genwassers am Ort des Anfalls ist immer zu bevorzugen. Ein gut durchdachtes Regenwasserma-
nagement sorgt für eine Entlastung der Ortskanalisation. Durch eine Regenwasserrückhaltung in
Grünflächen kann zudem ein besseres Kleinklima erreicht werden. (Schwammstadt) Es wird darauf
hingewiesen, dass mit dem Inkrafttreten der Arbeitsblätter DWA-A100 (2006) und dem DWA-A102
(2020) bei der Planung von Siedlungsgebieten wasserhaushaltsbezogene Ziele vorgeschrieben
werden. Hieraus ergibt sich unter anderem die Forderung, dass bei der Planung von Siedlungsflä-
chen die Veränderung des lokalen Wasserhaushalts, soweit ökologisch, technisch und wirtschaft-
lich vertretbar, gering zu halten ist.

(siehe auch oben Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme LRA - Abwas-
ser zum Bebauungsplan).

2. Regionalverband Heilbronn-
Franken

22.10.20245 Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen berührt.
Wir begrüßen die Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs in den Unterlagen. Diese ist nachvoll-
ziehbar dargestellt. Durch die bestehende geplante Ausweisung der Wohnbaufläche ist der Bedarf
der Stadt Neudenau bis zum Jahr 2035 gedeckt. Wir können die zusätzliche Flächenausweisung
Salzäcker Erweiterung jedoch als Abrundung des Siedlungskörpers akzeptieren und erheben keine
Bedenken gegen die Planung.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Zustimmung Wohnbaubedarfsberechnung sowie zur ergänzenden
Flächenausweisung „Salzäcker-Erweiterung“ wird zur Kenntnis genom-
men.

In der Stadt Neudenau sind vor allem in den neueren Wohngebieten noch Baulücken vorhanden,
die zunächst bebaut werden sollen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Zudem begrüßen wir die Berechnung der Bruttowohndichte in den Unterlagen. Nach Plansatz 2.4.0
ist für Neudenau eine Mindest-Bruttowohndichte von 50 Einwohnern pro Hektar festgelegt. Diese
wird durch die Planung leicht überschritten. Wir raten dennoch dazu, verdichtete Bauweisen im
Gebiet festzusetzen, um möglichst viel Wohnraum zu schaffen.

Die Zustimmung zur Berechnung der Bruttowohndichte wird zur Kenntnis
genommen.

Die regionalplanerischen Festlegungen zum Vorbehaltsgebiet zur Sicherung von Wasservorkom-
men (Plansatz 3.3.2) werden in ausreichendem Maß in den Unterlagen behandelt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens. Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.

3. RP Stuttgart
Ref. 21 – Raumordnung, Bau-
recht, Denkmalschutz

Raumordnung
Anlass für die 7. Änderung der 2. Fortschreibung des Flächennutzungsplans (FNP) der Stadt Neu-
denau ist die Erweiterung eines Wohngebiets und eine neue Gemeinbedarfsfläche. Die Gebiete
sollen im FNP als geplante Wohnbaufläche „Erweiterung-Salzäcker“ (ca. 0,66 Hektar) und geplante
Gemeinbedarfsfläche (ca. 0,37 Hektar) neu dargestellt werden. Mit dem vorliegenden Bebauungs-
plan im Parallelverfahren zur FNP-Änderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für
die Realisierung des gesamten Wohngebietes („Salzäcker“ und Salzäcker-Erweiterung“) sowie der
Gemeinbedarfsfläche für den neuen Kindergarten geschaffen werden. Geplant ist ein etwa

Wird zur Kenntnis genommen.
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2,3 Hektar großes Allgemeines Wohngebiet und eine etwa 0,37 Hektar große Gemeinbedarfsflä-
che mit der Zweckbestimmung „Kindergarten“.
Aus raumordnerischer Sicht tragen wir die Planung im Ergebnis mit. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.
I. Rechtsgrundlage
Der rechtliche Rahmen für die Planung von Bauflächen wird im Wesentlichen durch § 1 Abs. 3,
§ 1a Abs. 2 BauGB, § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m. den Zielen der Raumordnung, § 1 Abs. 5 –   BauGB
und § 5 BauGB bestimmt.
Danach ist im FNP „das Erforderliche“ auszuweisen. Die Planung muss daher beispielsweise einen
sparsamen Umgang mit Grund und Boden gewährleisten, was voraussetzt, dass der Bedarf für die
geplanten Flächen nachvollziehbar dargelegt wird.
Weiter sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der
Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG).
Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwägung zu be-
rücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete sind als Grundsätze,
nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. v.15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass
Vorbehaltsgebiete der Planung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu
berücksichtigen sind.
Der raumordnerischen Beurteilung werden der Landesentwicklungsplan 2002 („LEP“) und der Re-
gionalplan 2020 der Region Heilbronn-Franken („Regionalplan“) zu Grunde gelegt.

Die Erläuterungen zu den Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Belange der Raumordnung sowie des Landesentwicklungs-
planes wurden in der Begründung bereits dargelegt.

II. Raumstrukturelle Einstufung
Die Stadt Neudenau ist gemäß PS 2.3.4 Abs. 2 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 als Klein-
zentrum festgelegt und liegt in der Randzone um den Verdichtungsraum. Nach PS 2.4.1 Abs. 1 (Z)
Regionalplan soll sich in Neudenau-Kernort die Siedlungstätigkeit über die Eigenentwicklung hin-
aus verstärkt vollziehen.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies wurde in der Begründung bereits dar-
gelegt.

III. Raumordnerische Beurteilung
1. Quantitative Betrachtung
Der Umfang der Bauflächenausweisung hat sich gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB an den voraus-
sehbaren Bedürfnissen der Kommunen zu orientieren. Für die geplanten Wohnbauflächen ist daher
nachvollziehbar der voraussichtliche Bedarf für den Planungszeitraum des Flächennutzungsplans
zu ermitteln.
Die in der Begründung gemachten Ausführungen zur Erforderlichkeit der Planung gemäß § 1
Abs. 3 BauGB sind nachvollziehbar dargelegt. Wir begrüßen die sinnvolle Abrundung des Sied-
lungsrandes und der damit verbundenen Schaffung zusätzlichen Wohnraums. Den Mehrbedarf von
0,66 Hektar tragen wir daher im Ergebnis mit.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies wurde bei der vorliegenden Planung
bereits beachtet.

Die Zustimmung zur Bedarfsbegründung wird zur Kenntnis genommen.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.
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Nach Plansatz 2.4.0 Abs. 5 (Z) des Regionalplans Heilbronn-Franken 2020 hat Neudenau als Ge-
meinde in der Randzone um den Verdichtungsraum eine Mindest-Bruttowohndichte von 50 Ein-
wohnern je Hektar zu erreichen. Aus den Unterlagen geht hervor, dass die Bruttowohndichte knapp
über 50 Einwohner je Hektar liegen. Wir empfehlen, dass durch entsprechende Festsetzungen eine
dichtere Bebauung ermöglicht wird, da es sich laut den Unterlagen bei der Wohnbaufläche
„Salzäcker“ um die letzte verfügbare Flächenreserve in Neudenau handelt.

Die Zustimmung zur Berechnung der Bruttowohndichte wird zur Kenntnis
genommen.

Mit der vorliegenden Planung für die Wohnbauflächen wird eine Brutto-
wohndichte von 58 Einwohnern je Hektar erreicht. Die Zielsetzung von
einer Mindestbruttowohndichte von 50 EW/ha wird sogar überschritten.

2. Qualitative Betrachtung
Bei allen Flächenneuausweisungen ist PS 3.1.9 (Z) LEP 2002 zu beachten. Danach ist die Sied-
lungsentwicklung vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind Möglichkeiten der Verdichtung
und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-,
Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen zuzuführen.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies wurde bei der Planung bereits be-
rücksichtigt und bei der Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs darge-
legt. In der Gesamtkommune Neudenau können von den bestehenden
Innenentwicklungspotenzialen etwa 1,5 ha bis zum Zieljahr 2035 aktiviert
werden und etwa 0,38 ha befinden sich noch als Flächenreserven in den
bereits erschlossenen Baugebieten. Die Planung folgt somit der Zielset-
zung. Brach-, Konversions- und Altlastenflächen sind nicht vorhanden.

Darüber hinaus weisen wir auf die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länder-
übergreifenden Hochwasserschutz vom 19.08.2021 hin. Danach sind die Ziele und Grundsätze
nach Ziffer I. und II. der Anlage zur Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länder-
übergreifenden Hochwasserschutz zu prüfen. Insbesondere sind hier auch nach Ziffer I.2.1 (Z) die
Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Ge-
wässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser bei raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung nach Maßgabe
der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen.

Wird zur Kenntnis genommen. In der Begründung wurde bereits der Be-
lang Starkregen sowie Hochwasserschutz dargelegt.
Weiterhin wurde nun eine Starkregenuntersuchung durch das Ingenieur-
büro Winkler und Partner GmbH durchgeführt und den Planunterlagen als
Anlage beigefügt. Der Entwässerungsgraben wurde für ein außergewöhn-
liches Starkregenereignis ausgelegt. Weiterhin wurden weitere Maßnah-
men wie beispielweise umgekehrte Dachprofile in den Straßen und opti-
mierte Straßeneinläufe usw. als weitere Maßnahmen vorgesehen. Außer-
halb
des Bebauungsplans ergibt sich laut Fachgutachter keine Verschlechte-
rung der Überflutungsgefährdung der bestehenden Bebauung.
Der Sachverhalt wurde in der Begründung ergänzt.

Das gesamte Plangebiet setzt sich aus der geplanten Wohnbaufläche „Salzäcker“ und „Salzäcker-
Erweiterung“ sowie der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Kindergarten“ zusam-
men.
Das gesamte Plangebiet liegt vollständig innerhalb eines Vorbehaltsgebiets zur Sicherung von
Wasservorkommen nach PS 3.3.2 (G) Regionalplan. Nach PS 3.3.2 Abs. 5 (Z) Regionalplan sind
„in den Vorbehaltsgebieten zur Sicherung von Wasservorkommen […] die Landnutzungen auf eine
Erhaltung der Nutzungsfähigkeit der Trinkwasservorkommen auszurichten. Den Belangen des
Trinkwasserschutzes soll bei Abwägung mit konkurrierenden, raumbedeutsamen Nutzungen ein
besonderes Gewicht beigemessen werden.“
In den vorgelegten Unterlagen ist das Vorbehaltsgebiet plausibel thematisiert.

Wird zur Kenntnis genommen.

Die Zustimmung zur Thematisierung des Vorbehaltsgebietes zur Siche-
rung von Wasservorkommen wird zur Kenntnis genommen.

IV. Fazit
Insgesamt tragen wir die Planung aus raumordnerischer Sicht im Ergebnis mit. Wird zur Kenntnis genommen.
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Landesamt für Denkmalpflege
Das Landesamt für Denkmalpflege trägt gegen die Planung in ihrer vorliegenden Form keine Be-
denken vor.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

Anmerkung:
- Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, Straßen – meldet Fehlanzeige. Wird zur Kenntnis genommen.
Hinweis:
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur Koordination
in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter
Form an das Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und
großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden.

Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.

4. Polizeipräsidium HN
FESt-E-VK, Standort MOS

10.01.2025 Bezüglich des Bebauungsplan fällt auf, dass in der Planstraße 2 kein Gehweg eingeplant ist. Hier
wurden zudem Einzelbaumbuchten eingeplant.

Hier sollte bedacht werden, dass eine Baumkrone hier eventuell in den Verkehrsraum ragt, was
insbesondere für größere Fahrzeuge ein Hindernis darstellen könne. Hier könnte man eventuell
über eingezeichnete Parkplätze nachdenken.

Wird zur Kenntnis genommen. An der Planung ohne Ausweisung eines
Gehwegs im Bereich der Planstraße 2 wird weiterhin festgehalten. Die
Straßenverkehrsbehörde stimmt aufgrund des untergeordneten Charak-
ters des Straßenzuges einer Ausweisung ohne separaten Gehweg zu.

Wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung wird nicht gefolgt und am
bisherigen Konzept festgehalten.

Bezüglich des geplanten Kiga sollte angedacht werden, auf diesem Gelände auch Parkplätze für
die Erzieher/Innen einzuplanen. Auch sollte hier über eine Fläche nachgedacht werden, auf wel-
cher im Notfall Rettungskräfte, insbesondere Feuerwehr, aufgestellt werden können.

Die in der Planstraße 1 gedachten Parkplätze ( gegenüber KiGa) sollten eventuell breiter als 2,65 m
sein, da hier vermutlich die „Kinderan- und abholung“ stattfindet. Die Baumbucht in der Mitte könnte
hier dann entfallen.

Die Einengung mit den Parkbuchten in der Planstraße 1 sollte eventuell ohne Baumbuchten sein,
da hier ein Rangieren aus den Parkbuchten ablenken könnte. Eventuell wäre eine Aufzeichnung
der Parkplätzen sinnvoller, was  eventuell auch für eine Ausfahrtsregelung der betroffenen Grund-
stück besser wäre.

Wird zur Kenntnis genommen. Im Bereich der Gemeinbedarfsfläche
wurde ein großzügiger Bereich zur Anordnung für Stellplätze festgesetzt,
welcher bereits eine flexible Anordnung ermöglicht.

Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Breite der Stellplätze wird gemäß
der EAR 23 („Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehrs“, Aus-
gabe 2023) bei einer Breite von 2,65 m beibehalten.

Die Einengung der Planstraße 1 wurde entsprechend der Anregungen
des Landratsamtes -Straßen und Verkehr angepasst. Die Parkbuchten
wurden reduziert, um eine bessere Sichtbarkeit zu gewährleisten.

Eine Begrünung der Verkehrsfläche ist meist auf den Plänen gut anzusehen, führt in den Jahren
auf Grund Baumschnitt und Laub später zu Problemen (Sicht/Krone ragt in Fahrraum usw.).

Wird zur Kenntnis genommen.

5. RP Freiburg 21.01.2025 1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen
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Abteilung 9 – Landesamt für
Geologie, Rohstoffe und
Bergbau

1.1 Geologie
Im Plangebiet finden Sie eine Überdeckung aus der quartären Lockergesteinseinheit 'Holozäne
Abschwemmmassen'. Darüber hinaus ist die Festgesteinseinheit 'Erfurt-Formation (Lettenkeuper)'
im Untergrund zu erwarten.
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von Baden-Würt-
temberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu
den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex.

Wird zur Kenntnis genommen.

1.2 Geochemie
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-Württemberg sind
im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im
geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.

Wird zur Kenntnis genommen.

1.3 Bodenkunde
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte
1 : 50.000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung
vorzugsweise auf Grundlage der Bodenschätzungsdaten auf ALK und ALB Basis (2010, vom
LGRB vertrieben) herangezogen werden, da diese Informationen zu den örtlichen Bodeneigen-
schaften auf Flurstückebene enthalten und somit detaillierter sind als die BK50.

Wird zur Kenntnis genommen.

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 LandesBodenschutz- und Altlastenge-
setz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten.
Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBod-
SchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute
Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung
des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rahmen der wei-
teren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkon-
zepts nach DIN 19639 wird dringend empfohlen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen. Ein Bodenschutzkonzept wurde im Rah-
men der Erschließungsplanung bereits erstellt und wird bis zum Sat-
zungsbeschluss vorgelegt.

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen,
so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfall-
verwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um
so die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.
Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, welche konkreten
bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind.

Wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung beach-
tet.

2. Angewandte Geologie
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das
Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder
ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen
im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.

Wird zur Kenntnis genommen.
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2.1 Ingenieurgeologie
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geo-
technischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wieder-
befeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasser-
wirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall
die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen.
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrich-
tungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten.
In Anbetracht der Größe des Plangebiets geht das LGRB davon aus, dass eine ingenieurgeologi-
sche Übersichtsbegutachtung durch ein privates Ingenieurbüro durchgeführt wurde/wird. Darin soll-
ten die generellen Baugrundverhältnisse untersucht sowie allgemeine Empfehlungen zur Erschlie-
ßung und Bebauung abgegeben werden. Ferner sollten darin die Notwendigkeit und der Umfang
objektbezogener Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 beschrieben werden.

Der Anregung wird gefolgt und in Hinweis zur Geotechnik in den textlichen
Teil des Bebauungsplanes aufgenommen.

2.2 Hydrogeologie
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u.a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk
des LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Wasserschutzzone IIIA des fachtechnisch abgegrenz-
ten Wasserschutzgebietes „WSG Neudenau-Siglingen (Wert und Untere Au)“ (LUBW Nr.: 125-
220).
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt.

Wird zur Kenntnis genommen.

2.3 Geothermie
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informa-
tionssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG
liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des
Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung
des Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis.

Wird zur Kenntnis genommen.

2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)
Von rohstoffgeologischer Seite sind zur Planung keine Bedenken, Hinweise oder Anregungen vor-
zutragen.

Wird zur Kenntnis genommen.

3. Landesbergdirektion
3.1 Bergbau
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.
Nach den beim LGRB vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künst-
lich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Allgemeine Hinweise
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (Geo-
lDG)

Wird zur Kenntnis genommen.
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Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestim-
mungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB.
Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen
Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.

Wird zur Kenntnis genommen.

6. Vermögen und Bau Baden-
Württemberg

16.01.2025 Nach Prüfung aller Unterlagen können wir Ihnen hiermit mitteilen, dass das Land Baden-Württem-
berg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-
Württemberg Amt Heilbronn, keine Einwendungen gegen das o. g. Verfahren erhebt.
Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Interessen und Planungen sind
nicht betroffen.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

7. Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben - AöR -

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

8. Landespolizeidirektion
Kampfmittelbeseitigungs-
dienst

19.12.2024 Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Welt-
krieges stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefah-
renverdachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen.
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen
einzustufen.
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings Luft-
bildauswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstü-
cken auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen.
Diese Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten
Formulare können auch unter www.rp-stuttgart.de (→Service→Formulare und Merkblätter) gefun-
den werden.
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang.
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zurzeit mind.52 Wochen ab Auftragseingang.
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in
Verzug) möglich. Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab.
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmittelbeseitigungs-
dienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Aufgaben
des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den Transport
und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken.

Wird zur Kenntnis genommen. Es wurde bereits eine Luftbildauswertung
mit Datum vom 25.04.2025 durch die Uxo Pro Consult GmbH durchge-
führt. Es wurde kein Verdacht auf Kontamination durch Kampfmittel be-
stätigt.
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Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmit-
teln kann vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige
Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig wer-
den kann, sind für diese Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen.

9. Bundesamt für Infrastruktur,
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr

18.12.2024 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht
beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger
öffentlicher Belange keine Einwände.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

10.a Netze BW GmbH
Stuttgart

14.01.2025 Stellungnahme zu FNP
Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans bestehen Versorgungsanlagen der Netze BW
GmbH.

Wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme des Portfolio- & Stakeholdermanagements Leitungsbau Hochspannung
Sparte 110-kV-Netz (NETZ TILM)
Seitens des Genehmigungsmanagements Portfolio- & Stakeholdermanagement bestehen keine
Bedenken gegen die Änderung des Flächennutzungsplans.
Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im Geltungsbereich der FNP-Änderung keine Tras-
sen für 110-kV-Leitungen der Netze BW.

Die Zustimmung zur Änderung des Flächennutzungsplanes wird zur
Kenntnis genommen.

Stellungnahme der Netzentwicklung Nord Netzplanung Sparten Strom (Mittel- und Nieder-
spannung) und Gas (Gasmittel- und Niederdruck) (NETZ TNT)
Zum o.g. FNP haben wir grundsätzlich keine Bedenken vorzubringen.
Sollten Sie zu Planungszwecken und Aktualisierung Ihrer Planunterlagen eine Übersicht unserer
Netze benötigen, so erhalten Sie diese bei unserer Leitungsauskunft online über http://www.netze-
bw.de/leitungsauskunft oder über das E-Mailpostfach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in ver-
schiedenen Dateiformaten.

Die Zustimmung zur Änderung des Flächennutzungsplanes wird zur
Kenntnis genommen.

Der weitere Ausbau der Leitungsnetze richtet sich nach den zukünftigen energietechnischen An-
forderungen. Bei der Bauflächenentwicklung wird je nach Bedarf das vorhandene Netz erweitert.
Bitte beteiligen Sie uns dazu auf Ebene der Bebauungsplanung erneut.
Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im weiteren Verfahren zu berücksichtigen und uns über
das Abwägungsergebnis zu informieren, nach Abschluss des Verfahrens das Inkrafttreten des Flä-
chennutzungsplans mitzuteilen und uns eine endgültige Fassung des Flächennutzungsplans in di-
gitaler Form an unsere E-Mail-Sammelpostfachadresse bauleitplanung@netze-bw.de zuzusen-
den. Hierzu geben Sie bitte jeweils die o.g. Vorgangs-Nr. an.
Abschließend bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. Zum Bebauungsplanverfahren
erhalten Sie eine separate Stellungnahme.

Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.

10.b Netze BW
Öhringen

22.01.2025 Stellungnahme zu BP
Der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromversor-
gung (Mittel- und Niederspannung) überprüft.
Innerhalb und außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen vorhanden.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Eine Leitungsauskunft unseres Bestandsnetzes kann online (http://www.netze-bw.de/leitungsaus-
kunft) oder über das Postfach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Dateiforma-
ten angefordert werden.
Die Betriebsmittel im Geltungsbereich dienen der öffentlichen Stromversorgung und müssen wei-
terhin Bestand haben.
Evtl. bestehende dingliche Sicherungen für die Bestandsanlagen sind zu erhalten oder im Zuge
des Verfahrens neu zu begründen und ggf. ein Neueintrag zu veranlassen.
Wir bitten Sie unsere Kollegen vom Fachbereich Grundstücksrecht, E-Mail PGRM-Bodenord-
nung@Netze-BW.de, zum gegebenen Verfahrenszeitpunkt zu beteiligen.

Wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung berück-
sichtigt.

Für die Stromversorgung in diesem Baugebiet ist, wie im beiliegenden Bebauungsplan eingezeich-
net, für die Errichtung einer Trafostation ein Platzbedarf mit einer Größe von ca. 5,5 m x 5,5 m
erforderlich. Wir bitten Sie, im Bebauungsplan einen Platz im Bereich der im Plan eingezeichneten
Stelle aufzunehmen
Der Platz für die neue Trafostation muss frei sein von fremden bestehenden und geplanten Leitun-
gen sowie ober-/unterirdischen Bauwerken. Die Trafostation muss direkten Zugang bzw. Anschluss
von der Straße haben. Das Gebäude muss so gestellt werden können, dass sich vor der Zugangs-
seite ein Bedienungsraum mit einer Tiefe von mindestens 1,50 m ergibt.
Für die rechtliche Sicherung der Station ist die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienst-
barkeit erforderlich. Wir bitten Sie unsere Kollegen vom Fachbereich Grundstücksrecht, E-Mail
PGRM-Bodenordnung@Netze-BW.de, zum gegebenen Verfahrenszeitpunkt zu beteiligen.

Der Anregung wird gefolgt und ein Standort für eine Trafostation im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt.

Das Stromversorgungsnetz wird als Kabelnetz ausgeführt Für eine geeignete Dimensionierung un-
seres Versorgungsnetzes benötigen wir möglichst frühzeitig vor Erschließung Kenntnis über den
elektrischen Leistungsbedarf.
Daher bitten wir, sofern bekannt, um genaue Informationen zu den geplanten Bauvorhaben oder
um die Kontaktdaten der einzelnen Bauherren.
Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteilerschränke dür-
fen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden. Diese sind zum aktuellen
Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt.
Für die Verlegung von Kabelleitungen in der im beiliegenden Plan eingezeichneten Trasse ist zu
Gunsten der Netze BW GmbH ein Leitungsrecht (beschränkte persönliche Dienstbarkeit) zu Lasten
evtl. privater oder fiskalischer Grundstücke einzutragen.
Wir bitten Sie, unsere Kollegen vom Fachbereich Grundstücksrecht, E-Mail PGRM-Bodenord-
nung@Netze-BW.de, zum gegebenen Verfahrenszeitpunkt zu beteiligen.
Hinsichtlich der Kabeltrasse innerhalb des Neubaugebiets bitten wir um Berücksichtigung des
"Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", der Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen.
Vor Ausschreibung der Ausführung bitten wir um ein Koordinierungsgespräch mit sämtlichen Ver-
sorgungsträgern.
Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW GmbH
beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der hierfür erforderliche
zeitliche Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berücksichtigen.

Wird zur Kenntnis genommen. Ein genauer Leistungsbedarf ist nicht vor-
handen, da der Bebauungsplan lediglich einen Rahmen für eine mögliche
Bebauung vorgibt.

Wird zur Kenntnis genommen. Eine Festsetzung eines Leitungsrechtes
ist bei einer Verlegung im öffentlichen Straßenraum nicht erforderlich. Bei
Verlegung der Kabelleitung außerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes kann ebenfalls kein Leitungsrecht festgesetzt werden.

Wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung berück-
sichtigt.
Wird zur Kenntnis genommen.
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Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen bitten wir Sie, die Baufirmen
auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen.
Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH angefordert werden.
Netze BW GmbH, Meisterhausstr. 11. 74613 Öhringen. Tel. (07941)932-449
Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de
Wir bitten Sie, sofern erforderlich, die vorgenannten Aussagen in den textlichen bzw. zeichneri-
schen Teil des Bebauungsplanes aufzunehmen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren und bitten weiterhin um Betei-
ligung.
Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um Benachrichtigung über das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplanes.

Wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren beachtet.

11. Dt. Telekom Technik GmbH 22.01.2025 Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.
Wir bitten jedoch bei der Umsetzung des Bauvorhabens nachfolgende Hinweise zu beachten:
Im o. a. Plangebiet befinden sich in den öffentlichen Verkehrswegen z.T. Telekommunikationslinien
der Telekom (siehe beigefügten Lageplan), die bei Baumaßnahmen gesichert werden müssen.
Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Baugebietes ist im Falle eines Ausbaus die
Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. Damit wir rechtzeitig vor der Ausschrei-
bung unsere Planung und unser Leistungsverzeichnis erstellen können und Absprachen bezüglich
eines koordinierten, wirtschaftlichen Bauablaufs vornehmen können, bitten wir Sie spätestens 6
Wochen vor Ausschreibungs-beginn um Kontaktaufnahme mit unserem Team Breitband und Über-
sendung der Ausbaupläne (möglichst in digitaler Form im PDF- und im DXF-2000-Format). Kon-
takt: T_NL_SW_PTI_21_Breitband_Neubaugebiete@telekom.de
Vorsorglich weisen wir schon jetzt darauf hin, dass die Telekom an einer gemeinsamen Ausschrei-
bung nicht teilnehmen wird. Wir bitten Sie auch in Ihrer Ausschreibung ausdrücklich darauf hinzu-
weisen sowie dass die Telekom jedoch bestrebt, ist mit der Firma, die den Zuschlag erhalten hat,
eigene Verhandlungen zu führen.
Nach erfolgter Vergabe bitten wir Sie um Bekanntgabe der von Ihnen beauftragten Tiefbaufirma.
Zur Vereinfachung der Koordinierung ist die Telekom bestrebt, die vor Ort eingesetzte Firma mit
der Durchführung der notwendigen eigenen Arbeiten zu beauftragen. Rein vorsorglich weisen wir
darauf hin, dass, sollten unsere Verhandlungen mit der Firma erfolglos verlaufen, von Ihrer Seite
gemeinsam abgestimmte Bauzeitenfenster zur Verlegung der Telekommunikationslinie, während
der Erschließungsmaßnahme einzuplanen sind. Diese werden in den Koordinierungsgesprächen
festzulegen sein.
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.
Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die Änderung des Flächennutzungsplanes.

Wird zur Kenntnis genommen und bei der Erschließungsplanung beach-
tet.

Wird zur Kenntnis genommen. Dies betrifft jedoch nicht den Regelungs-
inhalt des Bebauungsplanes.

Wird zur Kenntnis genommen.
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12. IHK Heilbronn-Franken 22.01.2025 Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben und nach Prüfung der Unterlagen wird mitgeteilt, dass seitens
der IHK keine Anregungen oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben bestehen.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

13. Handwerkskammer
Heilbronn-Franken

09.01.2025 In o.g. Angelegenheit werden von Seiten der Handwerkskammer keine Bedenken erhoben. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

14. Vodafone GmbH - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

15. ZV Neudenau-Allfeld-Stein - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

16. ZV Bodensee-
Wasserversorgung

16.12.2025 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV.
Es werden daher keine Bedenken erhoben.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

17. BUND Heilbronn-Franken 22.01.2025 - Stellungnahme gemeinsam mit NABU / siehe nächster Punkt - Wird zur Kenntnis genommen.

18. NABU Unteres Jagsttal e.V. 22.01.2025 Die Landesverbände NABU, BUND und LNV nehmen nachfolgend Stellung. Für den NABU über-
nimmt stellvertretend für die im Verteilerschlüssel aufgeführte Gruppe Unteres Jagsttal die Gruppe
Bad Friedrichshall und Umgebung e.V. diese Funktion.

Wird zur Kenntnis genommen.

Vorbemerkung
Neben einer Durchführung der UVP und einem artenschutzrechtlichen Maßnahmenkatalog schla-
gen wir eine ökologische Baubegleitung als notwendige Ergänzung vor und bitten um zukünftige
Beteiligung am Verfahren.
Die Ausweisung eines weiteren Wohngebietes wird mit den geplanten und bereits umgesetzten
Großprojekten in Bad Friedrichshall und Bad Wimpfen begründet. Diese Begründung ist aus unse-
rer Sicht fragwürdig, da bereits heute in Bad Wimpfen in der Zentrale für LIDL Deutschland Teile
des Gebäudes durch Homeoffice leer stehen.
In Bad Friedrichshall wird beim IT-Campus von 5.000 Arbeitsplätzen vor Ort im Endausbau in meh-
reren Jahren ausgegangen. Hier ist vermutlich mit einem teilweise Leerstand durch Homeoffice zu
rechnen, auch wenn dieser in großem Umfang vom Konzern nicht mehr gebilligt wird.
Zusätzliche Wohnbaugebiete im Verwaltungsraum Bad Friedrichshall werden die Folge sein und
damit die Zunahme des Flächenverbrauchs einhergehend mit dem Verlust von Offenland und gu-
ten landwirtschaftlichen Böden.
Sollte tatsächlich der Siedlungsdruck durch die Großprojekte auch in Neudenau steigen, wird das
die Baulandpreise am Ort betreffen. Bauwillige Bürgerinnen und Bürger von Neudenau werden u.E.
der Konkurrenz unterliegen. Wenn der Bedarf an Wohnraum dringend notwendig ist, dann doch in
erster Linie für die Bevölkerung von Neudenau und in seinen Teilorten.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet.

Wird zur Kenntnis genommen. Aktuell ist die Home-Office Nutzung im
Schwarz-Unternehmensgruppe rückläufig und die Büropräsenz wurde
wieder erhöht.

Wird zur Kenntnis genommen. Es wurde bereits eine Wohnbaubedarfs-
berechnung durchgeführt und in der Begründung dargelegt. Gemäß die-
ser Berechnung besteht bis zum Zieljahr 2035 ein Bruttowohnbauflächen-
bedarf von rund 6,9 ha. Nach Abzug der Innenentwicklungspotenziale und
der bestehenden Baugebiete verbleibt eine rein rechnerischer
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Wohnbauflächenbedarf von rund 2,9 ha. Der überwiegende Teil des Plan-
gebietes ist bereits als geplante Wohnbaufläche im rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplan enthalten (rund 1,44 ha). Mit der zusätzlich ergänzen-
den Ausweisung der Wohnbaufläche „Salzäcker-Erweiterung“ (ca. 0,68
ha) sowie der geplanten Gemeinbedarfsfläche (ca. 0,37 ha) wird der
Wohnbauflächenbedarf rein rechnerisch sogar noch unterschritten. Auf-
grund der arrondierenden Ausweisung als Lückenschluss zwischen der
bestehenden geplanten Wohnbaufläche „Salzäcker“, dem Mischgebiet
„Gänsgärten“ und dem geplanten Kindergartenstandort wird dies als sinn-
volle städtebauliche Entwicklung angesehen und wurde auch vom Regie-
rungspräsidium Stuttgart – Raumordnung und dem Regionalverband Heil-
bronn-Franken akzeptiert. Der Sachverhalt wurde in der Begründung ak-
tualisiert.

Stellungnahme zum Vorentwurf
Das städtebauliche Konzept sieht 36 Wohnbaugrundstücke vor. 3 für Geschosswohnungsbau,
12 für Doppelhäuser und 21 für Einfamilienhäuser. Wenn schon mehr als die Hälfte der Baugrund-
stücke für Einfamilienhäuser zur Verfügung gestellt werden, sollte die Flächengröße pro Grund-
stück so begrenzt werden, dass der Flächenverbrauch minimiert wird.

Nur für Mehrfamilienhäuser ist bei Flach- und Pultdächern eine Dachbegrünung verbindlich vorge-
schrieben.
Zur Verbesserung des Kleinklimas tragen aber auch neben dem Pflanzgebot von Bäumen Fassa-
denbegrünungen bei, wie sie erfolgreich andernorts zur Anwendung gekommen sind.

Wird zur Kenntnis genommen. Innerhalb des Plangebiets sollen gemäß
der städtebaulichen Zielsetzung sowohl Einfamilienhausgrundstücke als
auch Bauplätze für Doppelhäuser und Mehrfamilienhäuser bereitgestellt
werden, um unterschiedlichem Wohnraumbedarf gerecht werden zu kön-
nen. Dabei werden für das Gebiet insgesamt die übergeordneten Vorga-
ben der Raumordnung zur Bruttowohndichte bereits eingehalten. Die Ver-
dichtung im Plangebiet wurde auch seitens des Regierungspräsidiums
Stuttgart – Raumordnung und dem Regionalverband Heilbronn-Franken
akzeptiert.

Wird zur Kenntnis genommen.

Wird zur Kenntnis genommen. Von einer Festsetzung von Fassadenbe-
grünungen wird in diesem Angebotsbebauungsplan abgesehen. Die Stadt
begrüßt jedoch die freiwillige Anlage von Fassadenbegrünungen.

Das Oberflächenwasser sollte, wenn überhaupt, in einem ökologisch gestalteten Entwässerungs-
kanal abgeführt werden. Besser wäre die Anlage einer Überflutungsmulde als Retention für den
Hochwasserschutz und zum Ausgleich für Trockenperioden.

Wird zur Kenntnis genommen. Das Oberflächenwasser des Außenge-
bietswassers wird in einer naturnah gestalteten Mulde gefasst und je nach
Gefälle nach Osten oder Westen abgeleitet und dient dem Hochwasser-
schutz. Der Sachverhalt wurde in der Begründung ergänzt.

Wir schlagen vor, statt dem Pflanzgebot mit Laubbäumen auf den Grundstücken für die Einfamili-
enhäuser Streuobstbäume in alten Sorten zu pflanzen, wie sie in der beigefügten Sortenliste auf-
geführt sind.
Gerade das Jagsttal macht dem Streuobstland Baden-Württemberg noch alle Ehre und sollte bei
Abgängen durch Nach- bzw. Neupflanzungen seinen Biotop- und Landschaftscharakter dauerhaft
behalten.

Wird zur Kenntnis genommen. Gemäß Festsetzung sind Obstbäume oder
heimische Laubbäume zu pflanzen. Die Entscheidung bleibt den künfti-
gen Grundstückseigentümern freigestellt.
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Bei den Einfriedungen der Grundstücke muss die Durchlässigkeit für Kleintiere zum Offenland ge-
währleistet sein. Einen Bodenabstand von 0,15 m betrachten wir z.B. als zu gering. Der Schutz
unseres Braunbrustigels hat inzwischen oberste Priorität, da er bereits auf der Roten Liste zu finden
ist.

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Dies wurde als Festsetzung
bzw. örtliche Bauvorschrift in den Bebauungsplan aufgenommen.

Im Entwurf heißt es: „Im südöstlichen Bereich können die Biotopstrukturen überwiegend erhalten
bleiben.“ Da es sich im geplanten Baugebiet um eine großflächige freie Feldflur handelt, sind die
Biotopstrukturen einschließlich der gesetzlich geschützten Biotope am SW Rand des Plangebietes
- Offenlandbiotopkartierung -„Feldhecken im Gewann Salzäcker“ komplett zu erhalten.
Die Biotope sind wichtige Lebensräume und dienen der Vernetzung und dem Genaustausch für
Vögel, Kleintiere und Insekten, möglicherweise auch zur Erhaltung des auf der Roten Liste stehen-
den Rebhuhns.
Es ist zusätzlich darauf zu achten, dass der Abstand zum Baugebiet so gestaltet wird, dass keine
Beeinträchtigung für die unbebaute Landschaft entsteht.

Wird zur Kenntnis genommen. Die Feldhecke bleibt ebenso erhalten wie
die Obstbaumreihe am westlichen Gebietsrand. Da die Hecke ihren Bio-
topstatus verliert, wird ein Ausgleich durch die Neuanlage von Hecken
nördlich von Neudenau geschaffen. Damit wird laut Fachgutachter der Bi-
otopverbund gestärkt.

Schließlich wird angeführt, dass die Belange der Sicherung des Wasservorkommens durch die
Planung nicht wesentlich beeinträchtigt werden, so dass sich keine negativen Auswirkungen auf
die Grundwasserversorgung ergeben, wie kann das verhindert werden?

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Wasserhaushals-
bilanz erstellt und die Ergebnisse in die Begründung integriert. Durch die
getroffenen Maßnahmen im Plangebiet liegt die Abweichung für die
Grundwasserneubildung innerhalb dem gemäß Merkblatt DWA-M 102-4
anzustrebenden Toleranzbereichs von 5 -10%. Erhebliche Beeinträchti-
gungen auf die Grundwasserneubildung ergeben sich daher nicht.

19. Bauernverband Heilbronn-
Ludwigsburg e.V.

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

20. Blinden- und Sehbehinderten-
verband
Württemberg e.V.
Bezirksgruppe Kreis Heil-
bronn

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

21. Stadt Bad Friedrichshall 19.12.2024 Städtebauliche Belange der Stadt Bad Friedrichshall sowie der vereinbarten Verwaltungsgemein-
schaft sind nicht betroffen, es werden keine Bedenken oder Anregungen erhoben.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

22. Stadt Neuenstadt 07.01.2025 Die Stadt Neuenstadt a.K. bringt im Rahmen des Verfahrens folgende Anregungen vor.
- Das Plangebiet liegt im Versorgungsgebiet des Wasserverbandes Neudenau-Allfeld-Stein. Wird zur Kenntnis genommen.
- Das Plangebiet und die Wohneinheiten sind vom zentralen Hochbehälter Salzäcker zu versor-

gen.
Wird zur Kenntnis genommen.

- Das Plangebiet ist beim vorliegenden Strukturgutachten Wasserversorgung zu berücksichtigen. Wird zur Kenntnis genommen.



K O M M U N A L P L A N U N G   T I E F B A U   S T Ä D T E B A U
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glaser

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein
Partnerschaftsgesellschaft mbB B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e r  S t a d t p l a n e r

Stand 15.04.2026 Seite 27

Nr. Behörde Stellung-
nahme v.

Stellungnahme Behandlungsvorschlag

23. Stadt Gundelsheim 16.01.2025 Von unserer Seite aus werden keine Anregungen zu dem o.g. Bebauungsplan vorgebracht. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

24. Stadt Möckmühl 30.12.2024 Von Seiten der Stadt Möckmühl werden weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

25. Gemeinde Billigheim - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

26. Gemeinde Hardthausen a.K. 17.12.2024 Die Gemeinde Hardthausen bringt keine Anregungen oder Bedenken vor. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

27. VVG Bad Friedrichshall/
Offenau/Oedheim

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

28. VVG Möckmühl/Roigheim/
Widdern/Jagsthausen

- es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.

29. VVG Neuenstadt/Hardthau-
sen/Langenbrettach

07.01.2025 Im Rahmen des Verfahrens bringt die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Neuenstadt/ Hardt-
hausen/ Langenbrettach weder Anregungen noch Bedenken vor.

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen.

30. GVV Schefflenztal - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen.
Während der Zeit der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Anregungen eingegangen oder wurden mündlich vorgetragen.


